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Die fragile Waffenruhe zwischen den Vereinigten Staaten und Iran steht erneut auf dem
Prüfstand. Mit mehreren Luftangriffen auf militärische Ziele im Süden Irans haben die USA
ihre Bereitschaft demonstriert, auch während laufender Verhandlungen militärisch zu
intervenieren. Nach Angaben amerikanischer Militärkreise wurden nahe der strategisch
bedeutsamen Straße von Hormus mehrere iranische Drohnen sowie eine
Bodenkontrollstation in Bandar Abbas zerstört. Washington bezeichnete die Einsätze als
„defensive Maßnahmen“ zum Schutz eigener Streitkräfte und internationaler
Schifffahrtsrouten.

Die Angriffe erfolgen in einem geopolitisch hochsensiblen Moment. Seit Wochen bemühen
sich Vermittler aus Oman und Katar um eine Stabilisierung der Waffenruhe, die nach den
schweren Eskalationen des Frühjahrs nur unter erheblichem diplomatischem Druck zustande
gekommen war. Dass nun erneut militärische Gewalt angewendet wird, unterstreicht die
Brüchigkeit dieser Ordnung.

Die Straße von Hormus als geopolitischer Nervenknoten

Im Zentrum der Spannungen steht erneut die Straße von Hormus – jener maritime Engpass,
durch den rund ein Fünftel des weltweit gehandelten Erdöls transportiert wird. Bereits
kleinere militärische Zwischenfälle in dieser Region haben in der Vergangenheit erhebliche
Auswirkungen auf die globalen Energiemärkte ausgelöst. Entsprechend sensibel reagieren
internationale Märkte auf jede Eskalation.

Die USA argumentieren, iranische Drohnen hätten eine unmittelbare Gefahr für
amerikanische Einheiten und kommerzielle Schiffe dargestellt. Aus Sicht Washingtons handelt
es sich daher nicht um eine Ausweitung des Konflikts, sondern um eine begrenzte
Abschreckungsmaßnahme. Dennoch bleibt die politische Signalwirkung erheblich: Die
Vereinigten Staaten zeigen, dass sie trotz laufender Gespräche keine Einschränkung ihrer
militärischen Handlungsfreiheit akzeptieren.

Für Teheran wiederum entsteht dadurch ein innen- wie außenpolitisches Dilemma. Einerseits
kann die iranische Führung militärische Angriffe kaum unbeantwortet lassen, ohne Schwäche
zu demonstrieren. Andererseits würde eine größere Vergeltungsaktion das Risiko eines
offenen regionalen Konflikts massiv erhöhen – mit kaum kalkulierbaren wirtschaftlichen und
politischen Folgen.
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Belastungsprobe für die Diplomatie

Besonders problematisch erscheint der Zeitpunkt der Angriffe. Die Gespräche zwischen
Washington und Teheran galten zuletzt als festgefahren, aber nicht aussichtslos. Im
Mittelpunkt standen Fragen der regionalen Sicherheit, der Kontrolle maritimer Handelswege
sowie die Zukunft iranischer Raketen- und Drohnenprogramme.

Militärschläge dieser Art könnten nun das ohnehin geringe Vertrauen zwischen beiden Seiten
weiter beschädigen. Diplomaten westlicher Staaten warnen seit Monaten davor, dass jede
neue Eskalation Hardliner auf beiden Seiten stärkt. In Iran dürften die jüngsten Angriffe
insbesondere jene Kräfte bestätigen, die Verhandlungen mit den USA grundsätzlich skeptisch
gegenüberstehen.

Zugleich wächst die Sorge, dass regionale Akteure stärker in den Konflikt hineingezogen
werden könnten. Bereits in den vergangenen Wochen meldeten mehrere Golfstaaten
Drohnen- und Raketenaktivitäten in ihrem Luftraum. Eine Ausweitung der
Auseinandersetzung auf Nachbarstaaten würde nicht nur die Sicherheitsarchitektur des
Nahen Ostens destabilisieren, sondern auch westliche Bündnispartner unmittelbar betreffen.

Die amerikanische Regierung versucht unterdessen, den Spagat zwischen militärischer
Abschreckung und diplomatischer Offenheit aufrechtzuerhalten. Offiziell betont Washington
weiterhin das Ziel einer politischen Lösung. Doch die jüngsten Entwicklungen zeigen, wie
schmal der Grat geworden ist. Jede militärische Aktion birgt das Risiko einer Kettenreaktion,
die sich der Kontrolle der Konfliktparteien entziehen könnte.

Ob die Waffenruhe Bestand haben wird, hängt nun weniger von öffentlichen Erklärungen als
von der Fähigkeit beider Seiten ab, weitere Eskalationen zu vermeiden. Der Nahe Osten
befindet sich damit erneut in jener gefährlichen Grauzone zwischen begrenzter Konfrontation
und offenem Konflikt – mit globalen Folgen weit über die Region hinaus.

Chinas Sicherheitsstrategie im Pazifik sorgt für
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Unruhe
Was als lokales Sicherheitsprojekt in einer abgelegenen Gemeinde der Salomonen begann,
entwickelt sich zunehmend zu einem geopolitischen Streitfall mit internationaler Tragweite.
Chinesische Polizeikräfte und digitale Überwachungstechnologien sind inzwischen Teil eines
Pilotprojekts im Pazifikstaat – offiziell zur Bekämpfung von Jugendkriminalität und sozialer
Unruhe. Kritiker sehen darin jedoch weit mehr als eine gewöhnliche Sicherheitspartnerschaft:
Sie warnen vor dem Export autoritärer Kontrollmodelle in politisch fragile Inselstaaten.

Im Mittelpunkt der Debatte steht das sogenannte „Fengqiao“-Modell, ein aus der Mao-Ära
stammendes Konzept sozialer Überwachung, das unter Staatschef Xi Jinping modernisiert
wurde. In den betroffenen Gemeinden auf den Salomonen sollen chinesische
Sicherheitsberater gemeinsam mit lokalen Behörden Fingerabdrücke erfassen,
Haushaltsdaten sammeln und digitale Überwachungssysteme installieren. Offiziell dient dies
der Stabilisierung lokaler Konflikte und der Prävention von Gewalt.

Ein geopolitischer Vorposten

Die Salomonen sind längst zu einem strategischen Schauplatz im Machtkampf zwischen
China, Australien und den USA geworden. Seit dem Sicherheitsabkommen zwischen Peking
und Honiara im Jahr 2022 hat China seine Präsenz im Pazifik systematisch ausgebaut. Neben
Polizeiausbildung und Ausrüstung liefert Peking inzwischen auch Drohnen,
Kommunikationssysteme und Infrastrukturprojekte.

Für Australien und die Vereinigten Staaten ist dies besonders sensibel. Der Südpazifik galt
jahrzehntelang als sicherheitspolitische Einflusssphäre westlicher Partner. Nun wächst die
Sorge, China könne langfristig militärische oder geheimdienstliche Strukturen etablieren,
ohne formell Militärbasen errichten zu müssen. Australische Sicherheitsexperten warnen
zunehmend davor, dass Polizeikooperationen als Türöffner für tiefere politische
Abhängigkeiten dienen könnten.

Konflikt mit traditionellen Strukturen

Innerhalb der betroffenen Gemeinden stößt das chinesische Modell auf gemischte
Reaktionen. Einige lokale Vertreter begrüßen zusätzliche Mittel zur Bekämpfung von
Kriminalität und sozialer Instabilität. Gerade nach den schweren Unruhen der vergangenen
Jahre erscheint vielen Regierungen jede Form externer Unterstützung attraktiv.
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Doch traditionelle Dorfälteste und zivilgesellschaftliche Gruppen sehen die Entwicklung
kritisch. In vielen pazifischen Gesellschaften basiert Konfliktlösung auf familiären
Netzwerken, Stammesstrukturen und persönlicher Vermittlung. Digitale Überwachung und
zentralisierte Datensammlung stehen dazu in deutlichem Gegensatz. Kritiker befürchten,
dass lokale Autoritäten langfristig geschwächt werden könnten.

Besonders umstritten ist dabei die Frage der Datensouveränität. Unklar bleibt bislang, wer
Zugriff auf die gesammelten Informationen erhält und wie diese gespeichert oder
weiterverarbeitet werden. Menschenrechtsorganisationen sprechen von einem möglichen
Präzedenzfall für den Export chinesischer Überwachungstechnologie in kleinere
Entwicklungsländer.

Die Vorgänge im Pazifik verdeutlichen damit einen grundlegenden Wandel internationaler
Machtpolitik. China erweitert seinen Einfluss nicht allein über Häfen, Straßen oder Kredite,
sondern zunehmend über Sicherheitsstrukturen und digitale Kontrolle. Gerade in kleinen
Inselstaaten mit begrenzten institutionellen Kapazitäten kann dies erhebliche politische
Wirkung entfalten. Für die betroffenen Gesellschaften stellt sich damit die Frage, wie viel
externe Sicherheitshilfe akzeptabel ist, ohne dabei eigene politische und kulturelle
Handlungsspielräume zu verlieren.

Weitere Nachrichten
– Der Libanon stellt sich auf eine lange Kriegsdauer ein, auch wenn die USA und der Iran
eine Einigung erzielen.
– Nach 88 Tagen der Zensur kehren iranische Bürger schrittweise ins Internet zurück.
– Nigel Farage’s rechtsextreme Partei wird zu einer zentralen Kraft in der britischen Politik.
– Einigung der Samsung-Gewerkschaften hebt Ungleichheiten im AI-Zeitalter hervor.
– Keine bedeutenden Fortschritte bei der Verbesserung der US-indischen Beziehungen
während Rubios Besuch in Indien.
– Der Erfinder des baskischen Käsekuchens plant seinen Rückzug aus dem Geschäft.
– Uganda schließt seine Grenze zum Kongo aufgrund von Ebola-Befürchtungen.
– Iran fordert die Freigabe von Milliarden von Dollar für weitere Verhandlungen mit den USA.
– Kanada lehnt US-militärische Lieferanten zugunsten schwedischer Flugzeuge ab.
– Neues Gesetz in Kanada fördert den Export von verflüssigtem Erdgas nach Deutschland.
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